
Für das Nachschlagewerk! Ja
Für die Fachpresse! Ja
Für die Amtliche Sammlung! Nein

Gesetz: Soldatenversorgungsgesetz § 8, § 5

Leitsätze: Die Wehrdienstzeit eines Soldaten auf Zeit wird
nach § 8 Abs. 3 des Soldatenversorgungsgesetzes nur dann auf die Betriebszugehörigkeit angerech- 
net, wenn das Arbeitsverhältnis im Anschluß an 
die Entlassung aus dem Wehrdienst begründet wor-Q @xl X SU •
Beginnt der entlassene Soldat nach Beendigung 
seinesWehrdienstes zunächst ein Hochschulstudium 
und bricht er es nach drei Studiensemestern ab,

^  _Arbeitsverhältnis einzutreten, so wirddie Wehrdienstzeit auf die Betriebszugehörigkeit nicht angerechnet. &

Aktenzeichen: 5 AZE 460/76
Urteil des BAG vom 9. November 1977 LAG Frankfurt/
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5 AZR 460/76
10/4 Sa 955/75 Frankfurt/Main

Verkündet am 
9. November 1977
gez. Schartel,
Angestellter 
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle In Sachen

PP.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 27. Oktober 1977 durch die Vor­
sitzende Richterin Professorin Dr. Hilger, die Richter Dr. 
Heither und Dr. Seidensticker sowie die ehrenamtlichen Rich­
ter Dr. Toeche-Mittler und Nitsehe für Recht erkannt:

1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Frankfurt (Main) 
vom 8. März 1976 - 10/4 Sa 955/75 - wird 
zurückgewiesen.

2. Der Kläger trägt die Kosten der Revision.
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Tatbestand:

Die Parteien streiten über die Anrechnung der Bun­
de swehrdiemt zeit des Klägers auf dessen Betriebszugehö­
rigkeit bei der Beklagten gemäß § 8 Abs. 3 des Soldaten­
versorgungsgesetzes in der Passung vom 5. März 1976,
BGBl. I, 457 (SVG).

Der am 18. Mai 1944 geborene Kläger bestand im Früh­
jahr 1964 das Abitur. In der Zeit vom 1. April 1964 bis 
zum 31. März 1966 war er Zeitsoldat bei der Bundeswehr.
Im Sommersemester 1966 begann er das Studium der Rechts­
wissenschaft. Im August 1967 bewarb er sich bei der Be­
klagten um Ausbildung zum Verkehrsflugzeugführer. Als 
seine Bewerbung für die Zeit ab 3. Januar 1968 angenom­
men worden war, brach er das Jurastudium im Winterseme­
ster 1967/68 - seinem vierten Studiensemester - ab. Sei­
ne Ausbildung bei der Beklagten dauerte bis Mitte Sep­
tember 1969. Seit dem 18. Oktober 1969 steht er als Flug­
zeugführer in ihren Diensten.

Das Arbeitsverhältnis der Parteien richtet sich 
kraft vertraglicher Vereinbarung nach den zwischen der 
Arbeitsrechtlichen Vereinigung Hamburg e.V. einerseits 
und der Gewerkschaft ÖTV sowie der Deutschen Angestell­
ten-Gewerkschaft andererseits abgeschlossenen Tarifver­
trägen für das Bordpersonal der Beklagten. Danach hat 
die Dauer der Beschäftigungszeit Einfluß u.a. auf die 
Höhe der Vergütung.

Im Jahre 1972 bat der Kläger die Beklagte schrift­
lich tim Anrechnung seiner Wehrdienstzeit auf seine Be­
trieb sZugehörigkeit nach § 8 Abs. 3 SVG. Die Beklagte 
lehnte dies jedoch mit Schreiben vom 26. September 1972 
ab, weil zwischen dem Ende des Wehrdienstes und dem Ein­
tritt des Klägers in ihre Dienste ein Zwischenraum von 
über einem Jahr bestanden und der Kläger bei seinem 
Ausscheiden aus der Bundeswehr von ihr auch keine feste 
Einstellungszusage gehabt habe. Sein am 10. Oktober 1974-
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erneut schriftlich vorgebrachtes Anrechnungsgesuch be- 
schied die Beklagte mit Schreiben vom 6. November 1974- 
wiederum abschlägig.

Mit seiner am 51. Dezember 197^ beim Arbeitsgericht 
eingegangenen Klage verfolgt der Kläger sein Anrechnungs— 
begehren weiter. Er meint, die Beklagte müsse ihm gemäß 
§ 8 Abs. 5 SVG zwanzig Monate seiner Wehrdienstzeit auf 
die Dauer seiner Betriebszugehörigkeit bei ihr anrech­
nen, nämlich achtzehn Monate Grundwehrdienst voll und 
die restlichen sechs Monate des Wehrdienstes zu einem 
Drittel. Sein im Anschluß an den Wehrdienst aufgenomme­
nes und im vierten Semester wieder abgebrochenes Jurastu­
dium sei anrechnungsunschädlich. Hierzu hat der Kläger 
vorgetragen; Schon während seiner Schulzeit habe er den 
ernsthaften Wunsch gehabt, Verkehrsflugzeugführer zu wer­
den. Deshalb habe er auch im letzten Schuljahr der Se­
gelfliegergruppe seiner Schule angehört. Vor dem Ende 
seines Wehrdienstes, nämlich im Januar 1966,habe er sich 
bei der Beklagten nach den Anforderungen für diesen Be­
rufsweg und nach den Erfolgsaussichten einer etwaigen 
Bewerbung erkundigt. Dort habe man ihm empfohlen, sich 
erst im Jahre 1967 zu bewerben, weil die Beklagte sich 
im Jahre 1966 darauf beschränken wolle, ehemalige Mili­
tärflugzeugführer zu Verkehrsflugzeugführern umzuschu­
len. Um die mit der Verwirklichung seines eigentlichen 
Berufswunsches verbundene Wartezeit sinnvoll zu nutzen 
und sich für den lall der Erfolglosigkeit seiner Bewer­
bung oder seiner Ausbildung bei der Beklagten vorsorg­
lich anderweit fortzubilden, habe er ohne Verfolgung ei­
nes bestimmten Berufszieles zunächst das Studium der 
Rechtswissenschaften aufgenommen. Da es sich bei seinem 
Studium mithin nur um eine Notlösung zur Überbrückung 
der Wartezeit bis zur Verwirklichung seines eigentli­
chen Berufswunsches gehandelt habe, könne das Studium der 
Anrechnung seiner Wehrdienstzeit auf seine Betriebszuge­
hörigkeit bei der Beklagten nicht entgegenstehen.
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Der Kläger hat beantragt,

1. festzustellen, daß die Beklagte dem 
Kläger ab 1. Mai 1970 zwanzig Mona­
te seiner Wehrdienstzeit auf die Be- 
triebszugehörigkeit anzurechnen hat;

2. die Beklagte zu verurteilen, dem 
Kläger für das Kalenderjahr 1972 
DM 5.556,—  brutto nachzuzahlen;

3. festzustellen, daß die Beklagte ver­
pflichtet ist, dem Kläger alle steu­
erlichen und versicherungsrechtli­
chen Nachteile auszugleichen, die
er dadurch erlitten hat und erlei­
det, daß die Beklagte dem Kläger 
5.556,—  DM gemäß dem Klageantrag 
zu Ziffer 2) nicht im Kalenderjahr 
1972 hat zukommen lassen;

4. festzusteilen, daß die Beklagte ver­
pflichtet ist, den Kläger während 
seines Dienstes als 1. Offizier in 
Zukunft für die Zeit von Januar 1975 ab mit dem Dienstalterssteigerungs­
datum 1. Mai, erstmals 1. Mai 1975, in die Gehaltsstufe 10 für 1. Offi­
ziere zu vergüten.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie hält 
die Voraussetzungen für eine Anrechnung der Wehrdienst­
zeit gemäß § 8 Abs. 3 SVG nicht für gegeben, weil der 
Kläger nicht im unmittelbaren Anschluß an seine Entlas­
sung aus der Bundeswehr in ihre Dienste eingetreten sei. 
Sie hat mit Nichtwissen bestritten, daß der Kläger schon 
während seiner Schulzeit die Absicht gehabt habe, Ver­
kehrsflugzeugführer zu werden, und daß der Kläger sich 
im Januar 1966 bei ihr nach den Erfolgsaussichten einer 
Bewerbung erkundigt habe. Ferner hat die Beklagte die Ein­
rede der Verjährung erhoben und den Einwand der Verwir­
kung geltend gemacht.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben die 
Klage abgewiesen.

Mit seiner Revision verfolgt der Kläger sein Klage­
begehren mit Ausnahme des Klageantrags zu 3) (Ausgleich
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aller steuerlichen und versicherungsrechtlichen Nachtei­
le) weiter, während die Beklagte um Zurückweisung der 
Revision bittet.

Ent scheidungsgründe:

Die Revision ist unbegründet. Das Landesarbeitsge­
richt hat mit Recht angenommen, daß der Kläger die An­
rechnung seiner Wehrdienstzeit auf seine BetriebsZugehö­
rigkeit bei der Beklagten nicht verlangen kann.

1. Der Kläger war Soldat auf Zeit. Die Anrechnung sei­
ner Wehrdienstzeit auf die Betriebszugehörigkeit rich­
tet sich deshalb nach § 8 Abs. 3 SVG. Danach werden Zei­
ten des Wehrdienstes auf die BetriebsZugehörigkeit ange­
rechnet, wenn der ehemalige Soldat nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses sechs Monate dem Betrieb angehört. 
Nach der Rechtsprechung des Senats gilt diese Anrech­
nungsvorschrift nur für das erste nach Beendigung des 
Wehrdienstes eingegangene Dauerarbeitsverhältnis und un­
ter der weiteren Voraussetzung, daß dieses Arbeitsver­
hältnis im Anschluß an die Entlassung aus dem Wehrdienst 
begründet worden ist (BAG AP Nr. 1 zu § 8 Soldatenver­
sorgungsgesetz [zu 1 und 2 der Gründe] und das auch zum 
Abdruck in der Amtlichen Sammlung vorgesehene Senatsur­
teil vom 29. September 1976 - 5 AZR 460/75 - [demnächst] 
AP Nr. 2 zu § 8 Soldatenversorgungsgesetz).

Das Arbeitsverhältnis zur Beklagten ist zwar das 
erste Arbeitsverhältnis, das der Kläger nach seinem Wehr­
dienst eingegangen ist. Er hat es jedoch nicht im An­
schluß an den Wehrdienst begründet. Vielmehr hat er zu­
nächst drei Semester Rechtswissenschaft studiert, bevor 
er sich im August 1967 bei der Beklagten um eine Ausbil­
dung zum Verkehrsflugzeugführer bewarb und aufgrund die­
ser Bewerbung am 3» Januar 1968 eingestellt wurde. Zwi­
schen der Entlassung aus dem Wehrdienst und der zur Ein-
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Stellung führenden Bewerbung bei der Beklagten lagen ins­
gesamt 16 1/2 Monate. Damit war durch das Studium der 
zeitliche Zusammenhang zwischen der Beendigung des Wehr­
dienstes und dem Eintritt in das Arbeitsverhältnis un­
terbrochen. Hieran scheitert die vom Kläger beanspruchte 
Anrechnung von Zeiten seines Wehrdienstes auf seine Be­
triebszugehörigkeit bei der Beklagten.

Der Senat hat bereits in seinem oben zitierten Ur­
teil vom 29. September 1976 ausgesprochen, daß ein zwi­
schengeschaltetes Hochschulstudium selbst dann anrech­
nungsschädlich ist, wenn das Studium die Voraussetzung 
für die spätere Berufstätigkeit des entlassenen ZeitSol­
daten ist. Wie der Senat im einzelnen dargelegt hat, ge­
hört die Anrechnungsbestimmung des § 8 Abs. 3 SVG nach 
ihrer Stellung und Systematik zu den Berufsförderungs­
vorschriften des Soldatenversorgungsgesetzes, die dem 
entlassenen Soldaten den Eintritt in das zivile Berufs­
leben erleichtern sollen. Sinn und Zweck dieser Vor­
schriften ist es, dem Soldaten nach Beendigung des 
Wehrdienstes einen Arbeitsplatz auf der Grundlage sei­
ner bisherigen Ausbildung oder der durch eine Fachaus­
bildung nach § 5 SVG- erworbenen Qualifikation zu ver­
schaffen und ihm so einen nahtlosen Übergang in das 
Arbeitsleben zu ermöglichen. Im Zusammenhang damit 
steht die Anrechnungsregelung des § 8 Abs. 3 SVG. Sie 
will für diejenigen ZeitSoldaten, die im Anschluß an 
ihren Wehrdienst ein Arbeitsverhältnis anstreben und 
als Arbeitnehmer tätig werden, die Nachteile ausglei- 
chen, die sich aus der durch den Wehrdienst bedingten 
späteren Begründung des Arbeitsverhältnisses ergeben, 
indem sie die Anrechnung der Wehrdienstzeit in dem dort 
näher geregelten Umfang auf die Betriebszugehörigkeit 
für das erste nach Beendigung des Wehrdienstes einge­
gangene Arbeitsverhältnis vorschreibt und den entlasse­
nen Soldaten weitgehend so stellt, als hätte dieses Ar- 
beitsverhältnis bereits während des Wehrdienstes be-
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standen. Die Anrechnungsvergünstigung kann demnach nur 
solchen ehemaligen Zeitsoldaten zugute kommen, die im 
Anschluß an den Wehrdienst als Arbeitnehmer in das zi­
vile Berufsleben eintreten, nicht aber auch denjenigen, 
die erst noch ein Studium absolvieren wollen und daher 
vorerst gar nicht die Absicht haben, ein Arbeitsver­
hältnis zu begründen. An dieser Rechtsprechung, die 
auch im Schrifttum Zustimmung gefunden hat (Seipel, Anm. 
zu AP Hr. 2 zu § 8 Soldatenversorgungsgesetz; Küchen­
hof f, SAE 1977, 127 f.), hält der Senat fest.

2. Daß der Kläger sein Studium nicht zu Ende geführt, 
sondern im vierten Semster abgebrochen hat, um in die 
Dienste der Beklagten zu treten, rechtfertigt keine 
ihm günstigere Beurteilung der Anrechnungsfrage. Insbe­
sondere kann sich der Kläger nicht auf das Urteil des 
Senats vom 22. Mai 1974 (AP Hr. 1 zu § 8 Soldatenver­
sorgungsgesetz) berufen. In dem dort entschiedenen Pall 
lagen zwischen der Entlassung aus dem Wehrdienst und 
der Bewerbung um eine Ausbildung als Plugzeugführer 
sechseinhalb Monate. In der Zwischenzeit hatte der da­
malige Kläger kein auf Dauer angelegtes Arbeitsverhält­
nis begründet, sondern eine von vornherein befristete 
Praktikantenzeit absolviert, die der Vorbereitung für 
den zunächst angestrebten Beruf das Bauingenieurs die­
nen sollte. Ein solches der Ausbildung und der eigenen 
Orientierung dienendes befristetes Arbeitsverhältnis 
hat der Senat nicht für geeignet gehalten, zu einer 
Eingliederung des entlassenen Soldaten in einen Beruf 
zu führen, weil der ehemalige Soldat andernfalls in un­
billiger Weise gehindert wäre, seine Eignung für den 
späteren Beruf zu erproben und sich über seine beruf­
lichen Ziele schlüssig zu werden.

Im vorliegenden Palle unterscheidet sich der Sach­
verhalt jedoch wesentlich von dem des vorerwähnten Se­
natsurteils. Schon die Zeitspanne zwischen der Beendi­
gung des Wehrdienstes und der Bewerbung des Klägers bei
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der Beklagten ist mit 16 1/2 Monaten erheblich größer.
Ein so langer Zeitraum kann dem Kläger zu seiner beruf­
lichen Orientierung nicht zugestanden werden. Will der 
entlassene Soldat zunächst versuchsweise ein Studium auf­
nehmen, so muß er sich zur Erhaltung der Vergünstigungen 
aus § 8 SVG- alsbald Klarheit darüber verschaffen, ob er 
sich für geeignet hält und das Studium fortsetzen oder 
ob er es abbrechen und in das Arbeitsleben eintreten 
will. Mehr als höchstenszwei Orientierungssemester kön­
nen ihm nicht zugebilligt werden (so auch Seipel, aaO).

Im übrigen diente das Studium des Klägers schon 
nach seinem eigenen Vorbringen gar nicht einer zunächst 
vorläufigen beruflichen Orientierung. Zwar hatte er 
nach seiner Behauptung von vornherein den Wunsch, Ver­
kehrsflugzeugführer bei der Beklagten zu werden, und 
er hat das Studium nur aufgenommen, um einen "soliden 
Brotberuf" für den Eall zu haben, daß sich sein eigent­
liches Berufsziel nicht würde verwirklichen lassen. Dann 
aber war sich der Kläger - wie das Landesarbeitsgericht 
mit Recht hervorhebt - über seine beruflichen Ziele 
von Anfang an im klaren. Er wollte ein rechtswissen­
schaftliches Studium absolvieren und damit nach seiner 
Entlassung aus dem Wehrdienst vorerst nicht in das Ar­
beit sieben eingegliedert werden, falls es ihm nicht ge­
lingen sollte, eine Anstellung bei der Beklagten zu fin­
den. Hier kann nichts anderes gelten, als wenn der Klä­
ger, statt ein Studium zu beginnen, nach seiner Entlas­
sung aus dem Wehrdienst in ein ArbeitsVerhältnis einge­
treten wäre mit dem Ziel, dieses Arbeitsverhältnis auf 
Dauer fortzusetzen, falls er nicht im Laufe der Zeit 
doch noch eine Anstellung bei der Beklagten finden soll­
te. Damit wäre er in das Berufsleben eingegliedert, so 
daß eine Anrechnung seiner Wehrdienstzeit nur in diesem 
ersten nach Beendigung des Wehrdienstes begründeten 
Dauerarbeitsverhältnis in Erage käme. Wäre der Kläger 
dann später zur Beklagten übergewechselt, wäre seine
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Wehrdienstzeit auf die Betriebszugehörigkeit bei der 
Beklagten nicht mehr anzurechnen. Bas zwischengeschal­
tete erste Arbeitsverhältnis würde sich hier als an­
rechnungsschädlich auswirken. Es ist kein Grund ersicht­
lich, die Rechtslage bei einem zwischengeschalteten Stu­
dium anders zu beurteilen.

3. Damit erweisen sich auch die Vergutungsanspräche 
des Klägers als unbegründet, ohne daß noch geprüft wer­
den müßte, ob die Beschäftigungszeit, von der nach den 
einschlägigen tariflichen Regelungen die Höhe der Ver­
gütung abhängt, mit der Dauer der Betriebszugehörigkeit 
gleichzusetzen ist.

gez.: Dr. Hilger Dr. Heither Dr. Seidensticker

Dr. Toeche-Mittler Hitsche
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